
§ 7 Aenderung des Gesetzes über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht

Die Vorlage im Ueberblick

Die Vorlage bezweckt die Einbürgerungsverfahren im Kanton Glarus wieder durchführen zu können.
Jede Gemeinde soll innerhalb der Rechtsordnung (d.h. eine Urnenabstimmung wäre unzulässig) in der
Gemeindeordnung bestimmen können, wer, beziehungsweise welche Behörde (Gemeinderat oder 
Kommission) den Einbürgerungsentscheid vorbereitet und fällt. Soweit eine Gemeinde von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch macht, ist der Gemeinderat für die Vorbereitung und die Gemeinde- 
oder Tagwensversammlung (Versammlung der Stimmberechtigten) für den Entscheid zuständig. Ein
Memorialsantrag vom November 2003 wurde durch den Landrat im März 2004 für solange sistiert, bis 
die Rechtslage auf Bundesebene geklärt ist. Die Vorlage beschränkt sich darauf, die notwendigsten 
Anpassungen vorzunehmen, weil das Bundesrecht wohl bald geändert wird. Sie soll auf den 1. Juli 2005
in Kraft treten und auf alle hängigen Verfahren angewendet werden können. – Sie war im Landrat 
unbestritten. 

1. Ausgangslage

Das Bundesgericht entschied im Juli 2003, Einbürgerungsentscheide unterlägen aufgrund von Artikel 29 
Absatz 2 der Bundesverfassung (BV) der Begründungspflicht, da das Diskriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 BV)
zu berücksichtigen sei. Weil dies die Volksabstimmungen an der Urne nicht gewährleisteten, sind sie bei
Einbürgerungsentscheiden verfassungswidrig; insoweit seien der direkten Demokratie verfassungsrechtliche
Grenzen gesetzt. 

Im November 2003 reichten mehrere Stimmberechtigte einen Memorialsantrag ein. Er sah im Wesentlichen
vor, dass die Gemeinden durch Regelung in der Gemeindeordnung darüber befinden, ob über Einkaufsein-
bürgerungen von Schweizern und von Ausländern durch die Stimmberechtigten an der Gemeindeversamm-
lung oder an der Urne, durch eine spezielle Kommission oder durch den Gemeinderat entschieden wird. Der
Landrat hiess im März 2004 einen Sistierungsantrag gut; der Memorialsantrag bleibt eingestellt, bis die
Rechtslage auf Bundesebene, in welche sehr viel Bewegung kam, klar ist.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus bestätigte im März 2004 in einem Entscheid gegen eine 
Gemeinde, welche nach dem Bundesgerichtsurteil eine Urnenabstimmung ansetzen wollte, dass über 
Aufnahmegesuche nicht mehr an der Urne abgestimmt werden dürfe. Zwischenzeitlich änderten einige 
Gemeinden ihre Gemeindeordnungen, während dies in anderen scheiterte, was Aufnahmegesuche blockiert. 

Auf Bundesebene folgte der Ständerat im Dezember 2003 einer parlamentarischen Initiative, welche den
Kantonen mit Ergänzung des eidgenössischen Bürgerrechtsgesetzes wieder die Kompetenz zur Ausgestal-
tung des Einbürgerungsverfahrens geben will. Namentlich sollen Einbürgerungen «auch dem Volk (Gemein-
deversammlung, Urne usw.) oder der Volksvertretung (Parlament)» unterbreitet werden können. 

2. Die Gesetzesänderung

Um Aufnahmeverfahren bis zur Klärung der Rechtslage auf Bundesebene durchführen zu können, wird eine
Aenderung des Gesetzes über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht (Bürgerrechtsgesetz) vorgelegt, 
welche rechtskonforme Aufnahmeverfahren gewährleistet.

Laut Artikel 13 (Aufnahme Schweizer Bürger) soll jede Gemeinde im Rahmen der geltenden Rechtsordnung
(d.h. eine Urnenabstimmung ist momentan unzulässig) in der Gemeindeordnung bestimmen können, wer,
beziehungsweise welche Behörde (Gemeinderat oder Kommission) den Einbürgerungsentscheid vorbereitet
und fällt. Soweit von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wird, bereitet im Sinne einer einheitlichen
Regelung der Gemeinderat die Gemeinde- oder Tagwensversammlung («Versammlung der Stimmberechtig-
ten») vor, die über das Aufnahmegesuch befindet. Zudem können weder ein Einzelner noch eine Verwal-
tungsstelle (es muss zumindest eine «Behörde» sein) über die Aufnahme entscheiden.

Artikel 21 Absatz 2 (Aufnahme Ausländer) stellt klar, dass das vorprüfende Organ im Rahmen von Artikel 7
Gemeindegesetz frei bestimmt werden kann. Besteht in den Gemeindeordnungen keine andere Regelung,
ist der Gemeinderat für die Vorprüfung zuständig. Absatz 3 übernimmt den Grundgedanken von Artikel 13
und präzisiert das Verfahren. 

Ab Inkrafttreten dieser Regelung können in allen Glarner Gemeinden wieder Aufnahmegesuche behandelt
werden, ebenfalls in jenen Gemeinden, deren Gemeindeordnung den Entscheid über Aufnahmegesuche an
die Urnenabstimmung verweist (und in denen daher die Einbürgerungsgesuche blockierten sind); bis zur 
allfälligen Aenderung ihrer Gemeindeordnung ist die Gemeinde- oder Tagwensversammlung zuständig. Die 
Aenderung soll auf den 1. Juli 2005 in Kraft treten und auf die hängigen Verfahren angewendet werden.
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Aenderung des Gesetzes über das Kantons- und
Gemeindebürgerrecht

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2005)

I.
Das Gesetz vom 2. Mai 1993 über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht
(Bürgerrechtsgesetz) wird wie folgt geändert:

Art. 13 Abs. 1
1 Der Gemeinderat legt den Entscheid über das Aufnahmegesuch zusam-
men mit seinem Bericht und Antrag der Versammlung der Stimmberechtig-
ten vor. Die Gemeindeordnung kann den Aufnahmeentscheid einer Behörde
übertragen.

Art. 21 Abs. 2 und 3
2 Der Gemeinderat prüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
Die Gemeindeordnung kann ein anderes Organ im Sinne von Artikel 7 des
Gemeindegesetzes für zuständig erklären.
3 Der Gemeinderat legt den Entscheid über das Aufnahmegesuch zusam-
men mit seinem Bericht und Antrag der Versammlung der Stimmberechtig-
ten vor. Die Gemeindeordnung kann den Aufnahmeentscheid einer Behörde
übertragen.

II.
Diese Aenderung tritt auf den 1. Juli 2005 in Kraft; sie gilt auch für die hängi-
gen Verfahren.

Die Vorlage beschränkt sich darauf, diejenigen Aenderungen vorzunehmen, welche das Durchführen der
Aufnahmeverfahren wieder in sämtlichen Gemeinden des Kantons erlauben. Auf weitergehende Anpassun-
gen wurde mit Blick auf das wohl bald ändernde Bundesrecht verzichtet, welches vermutlich Umsetzungs-
bedarf auf kantonaler Ebene schaffen wird.

3. Beratung der Vorlage im Landrat 

Die Vorlage war im Landrat inhaltlich unbestritten. Es wurde einzig eine redaktionelle Verdeutlichung in dem
Sinne vorgenommen, dass zwischen den Begriffen Organ (als Vorprüfungsinstanz) und Behörde (als Ent-
scheidinstanz) unterschieden wurde. – Es wird der Rechtsmittelweg beibehalten.

4. Antrag 

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde folgender Gesetzesänderung zuzustimmen:


